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hat der 19. Ziv i lsenat des Oberlandesger ichts Frankfur l  am Main durch den Vor-
s i tzenden Richter am Oberlandesger icht  Marlenstein,  den Richter am Ober-
landesger icht  Zimmer und die Richter in am Oberlandesger icht  Landmann auf-
g rund der  münd l ichen Verhand luno

vom 1 4. Juni 2006

für Recht erkannt.

Die Berufung des Klägers gegen das urtei l  des Landger ichts Gießen
vom 12.09.2005 -  Az 2 O 103/05 _ wird zurückgewiesen.

Der Kläger hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Die Revis ion wird nicht  zugelassen.
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G r ü n d e :

Der  K läger  n immt  d ie  Bek lag ten ,  d ie  ihn  in  se iner  Fami l ienrechtssache vor  dem

Amtsger icht  -  Famil ienger icht  -  Gießen veftreten haben, im Wege des Schadens-

ersatzes auf Erstat tung angebl ich zuviel  gezahl ten Unterhal ts für  seine drei  Kinder

in Anspruch. -  Wegen der Einzelhei ten des Sach- und Strei tstands wird auf den

Tatbestand des angegr i f fenen landger icht l ichen Urtei ls verwiesen. -

Das Landger icht  hat durch Urtei l  vom 12.09.2005 die Klage abgewiesen.

Gegen das ihm am 07 .10.2005 zugestel l te Urtei l  hat  der Kläger am 07 "11.2005

Berufung eingelegt und diese am02.12.2005 begründet

Der Kläger wiederhol t  zunächst wortwört l ich seine Schr i f tsätze vom 08.03.2005

und vom 03.08.2005. Er macht ferner gel tend, das Landger icht  habe wesent l ichen

Vortrag des Klägers nicht  zur Kenntnis genommen und Beweisangebote über-

gangen. Es habe seiner Entscheidung einsei t ig die Ansichten der Beklagten

zugrunde gelegt.  Für die Zei tvor Abschluss des Vergleichs vor dem Famil ienge-

r icht  Gießen vom 15.05.2002 gel te,  dass keine Partei  dort  vorgetragen habe, dass

der  K läger  in  dem fü r  den Ze i t raum vom Mai  2001 b is  Apr i l2002 maßgeb l ichen

Bemessungszei t raum ein höheres Einkommen gehabt habe als in dem Zei t raum,

der für  d ie Unterhal tszahlungen von Mai 2002 bis Mai 2003 maßgebl ich sei .

Jedenfal ls hätte das Landger icht  e inen entsprechenden Hinweis ertei len müssen.

Fehlerhaft  habe dieses auch seinen, des Klägers,  berufsbedingten Aufwand nicht

anerkannt.  Auch habe es zu Unrecht die von ihm gel tend gemachten weiteren

Abzüge nicht  berücksicht igt .

Der Kläger beantragt,

das Uüei l  des Landger ichts Gießen vom 12 09.2A05 -  Az,  2 O 103i05

abzuändern und die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurtei len,  an
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i hn  6 .481,88  EUR zuzüg l ich  5  Prozentpunk ten  über  dem Bas isz inssa tz

sei t  dem 15j22004 zu zahlen.

Die Beklagten beantragen,

die Berufung als unzulässig zu verwerfen,

hi l fsweise,

die Berufung als unbegründ et zurückzuweisen.

Sie hal ten die Berufung des Klägers mangels ordnungsgemäßer Begründung für

unzulässig.  lm übr igen verteidigen sie das Urtei l  des Landger ichts.
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Die Berufung des Klägers ist  zulässig,  s ie ist  insbesondere form- und frrstgerecht
eingelegt und begründet worden.

Entgegen der Auffassung der Beklagten ist  das Rechtsmit te l  des Klägers auch
ntcht etwa deshalb als unzulässig zu verwerfen, wei l  d ie Berufurngsbegründung
nicht den Anforderungen des S 520 Abs. 3 Zpo entspr icht  (g 522 Abs. 1 zpo)
Gemäß S 520 Abs. 3 Nr.  2 ZPO muss die Berufungsbegründung die Umstände
bezeichnen, aus denen sich die Rechtsver letzung und deren Erhebl ichkei t  für  d ie
angefochtene Entscheidung ergibt .  Nach Abs. 3 Nr.  3 dieser Vorschr i f t  s ind
konkrete Anhaltspunkte zu bezeichnen, die Zweifel an der Richtigkeit und
Vol lstandigkei t  der Tatsachenfeststel lung in dem angegr i f fenen Urtei l  begründen
und daher eine erneute Feststel lung gebieten. Beiden Al ternat iven einer
Berufungsbegründung ist  gemeinsam, dass der Berufungskläger darzulegen hat,
in welchen Punkten und aus welchen Gründen er das angefochtene Urtei l  für
unr icht ig häl t  (vgl .  BGH NJW 2000 S. 590 und 2003 S 2532 f . ,  2533) Soweit  d ie
Berufungsbegründung eine wörtl iche Wiedergabe der Schriftsätze des Klägers
vom 08.03.2005 und vom 03.08.200s erhäl t ,  wird dies den oben genannten
Anforderungen nicht gerecht. Der Kläger greift indessen auf S. 21 und 22 seiner
Berufungsbegründung (Bl  228t.  d.A.)  das Urtei l  des Landger ichts konkret  in
einigen Punkten an, und zwar zum einen hinsicht l ich des angebl ich für  den
Unterhal tsanspruch der Kinder des Klägers sei t  Mai 2001 zu hoch angesetzten
Einkommens des Klägers,  n icht  vom Landger icht  anerkannter berufsbedingter
Aufwendungen und der vom Landger icht  fehlerhaft  in seinem Urtei l  zugrunde
gelegten Art  der Berechnung des berücksicht igungsfähigen Einkommens oes
Klägers.  Unschädl i ih ist ,  dass der Kläger nicht  d ie Rechtsvorschr i f ten bezeichnet
ha t ,  d ie  e r  a ls  ver le tz t  ans ieh t  (BGH NJW 2oo3 s .  2532 f  . ,2s33 am Ende)

Die Berufung kann jedoch in der sache keinen Erfolg haben.

Da der Klager den Beklagten im November 2001 das Mandat zu seiner Vertretung
in seiner Famil ienrechtssache nach der Trennung von seiner Ehefrau ertei l te,  is t
d ie Frage, ob ihm aus diesem Anwaltsvertrag ein Schadenersatzanspruch wegen
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Schlechterfül lung zusteht,  nach dem bis 31 .12.2001 gel tendem Recht zu beur-

te i len (Art . .229 S 5 S 1 EGBGB)

Ein solcher Schadensersatzanspruch ergibt  s ich nicht  aus dem Gesichtspunkt

einer posi t iven Forderungsver letzung des Rechtsanwaltsvertrages (SS 675,280,

286.325,326 BGB a.F. entspr.) .  Eine fehlerhafte Beratung des Klägers durch die

Beklagten, insbesondere durch den mit  der Vertretung des Klägers befassten Be-

klagten zu 4),  in der Unterhal tsangelegenhei t  seiner ehel ichen Kinder gegen ihn ist

nämlich nicht  feststel lbar.

,,Ein Rechtsanwalt ist aufgrund des Anwaltsvertrages verpfl ichtet, die Interessen

seines Auftraggebers in den Grenzen seines ertei l ten Mandats nach jeder

Richtung umfassend wahrzunehmen. Er muss sein Verhal ten so einr ichten, dass

er eine Schädigung seines Auftraggebers,  mag deren Mögl ichkei t  auch nur von

einem Rechtskundigen vorausgesehen werden können, tunl ichst  vermeidet.  Sind

mehrere Wege mögl ich,  um einen erstrebten Erfolg zu erreichen, hat er denje-

nigen zu wählen, auf dem dieser am sichersten erreichbar ist .

Wegen der Richtung weisenden Bedeutung, die höchstr ichter l ichen Entschei-

dungen für die Rechtswirk l ichkei t  zukommt, hat s ich ein Rechtsanwalt  bei  der

Wahrnehmung seines Mandats grundsätzl ich an dieser Rechtssprechung auszu-

r ichten" (BGH NJW 1983 S '1665; 1993 S. 3323f . ,2324).  Unter Berücksicht igung

dieser Grundsätze l iegt  keine fehlerhafte Beratung des Klägers durch die Be-

klagten vor,  wenn der Beklagte zu 4) bei  seiner Berechnung des Unterhal tsan-

spruchs der drei  Kinder gegen den Kläger die Unterhal tsgrundsätze des Ober-

landesger ichts Frankfurt  am Main zugrunde legte und sich nicht  nach in der Li te-

ratur vertretenen Meinungen r ichtete.

Den dre i  zu  Beg inn  des  Rechtss t re i ts '13 ,  15  und 17  Jahre  a l ten  K indern  des

Klägers  s tand gegen d iesen gemäß S 1602 Abs.  2  BGB e in  Anspruch au f  Zah lung

von Barunterhal t  zu.

D ie  Zah lung des  K lägers  von je  683,14  EUR = 1 .336,11  DM in  den Monaten Mai

und Juni  2001 für die drei  Kinder beruht nicht  auf fehlerhafter Beratung durch den

Bek lag ten  zu  4) .
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Der  Bek lag te  zu  4)  ha t  gemäß Schre iben vom 18.04 .2001 (B l  164 f  d .A . ) ,

ausgehend von e inem Net toe inkommen des  K lägers  von 3 .6 '11 , - -  DM monat l i ch ,

den Unterhal tsanspruch der drei  Kinder mit  je 518,--  DM und den der Ehefrau mit

'103,--  DM monat l ich,  zutref fend errechnet.  Die dem Schreiben des Beklagten zu

4) an den Kläger vom 18 04 2001 beigefugte Unterhal tsberechnung (Bl .  166 -  '168

d A ) ,  d ie  e rs ich t l i ch  a ls  Grund lage der  fü r  d ie  Monate  Mai  und Jun i  2001

geleisteten Unterhal tszahlungen angesehen werden kann, weist  -  entgegen der

Darstel lung des Klägers -  keine Fehler zu dessen Nachtei l  auf '

Dem Beklagten zu 4) lagen -  wie in seinem Schreiben vom 18.04.2001 im Ein-

gang erwähnt -  bei  seinen Berechnungen die Verdienstbescheinigungen des da-

mal igen Arbei tgebers des Klägers vor.  Sache des insoweit  dar legungs- und be-

weisbelasteten Klägers wäre es gewesen darzulegen, dass und warum sein für

die Berechnung des Unterhal tsbedarfs seiner Kinder ab Mai 2001 maßgebl iches

Einkommen ger inger  a ls  das  vom Bek lag ten  zu  4)  mi t  monat l i ch  3 .61 '1 ,00

anzunehmen gewesen sei. Hieran fehlt es für den genannten Zeitraum, obwohl es

dem Kläger mögl ich sein müsste,  bei  seinem früheren Arbei tgeber,  der Firma

T t G m b H , d i e f ü r d i e B e r e c h n u n g m a ß g e b | i c h e n E i n k o m m e n s a b -

rechnungen für das Kalender jahr 2000 zu beschaffen. Denn ab Apr i l  2001 l iegen

diese Abrechnungen jedenfal ls vor (Bl  35R f f .  d.A.) .

Ohne Erfolg macht der Kläger gel tend, die Beklagten hätten berufsbedingte Auf-

wendungen pauschal  in die Berechnung aufnehmen müssen. Denn nach Zi f fer  l l

13 der Unterhal tsgrundsätze sind berufsbedingte Aufwendungen nur aufgrund

konkreten Einzelnachweises absetzbar.  Dies entsprach auch der Auffassung der

Rechtsprechung zu  $  1603 Abs.2  BGB (so  Pa landt /D ieder ichsen,  a 'a .O.  S  1603

BGB Rn.  20  m w N. ) .  Zu  berücks ich t igen is t  h ie rbe i ,  dass  nach der  ab  01 .01  .2001

gül t igen Düsseldorfer Tabel le ( in der Anlage) der Mindestbedar- f  der Kinder des

Klägers bei  monat l ichen Einkünften des Unterhal tsverpf l ichteten bis 2.550,--  DM

pro  K ind  imAl te rvon '12  b is  17  Jahren be i  525, - -  DM monat l i ch  lag ,  a lsowei t  über

den vom Kläger gezahl ten Beträgen.
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Von dem für den Unterhal t  der Kinder einzusetzenden Einkommen des Klägers

sind nicht  d ie in seiner Unterhal tsberechnung (Bl  57 f  d.A.)  aufgeführten Ver-

s icherungsbei t räge für eine Unfal lversicherung für die gesamte Famil ie,  Haus-

hal ts- ,  Haftpf l icht- ,  Auslandsreisekranken- und Rechtsschutzversicherungen abzu-

ziehen. Denn bei  der Beurtei lung der Leistungsfähigkei t  mindern Versicherungs-

bei t räge das anrechenbare Einkommen nur,  soweit  s ie notwendige Vorsorgeauf-

wendungen für Krankhei t  und Al ter  in Höhe des Betrages der gesetzl ichen

Rentenversicherungen sind (Stol lenwerk,  Unterhal tsrecht -  a lphabet isch -  St ich-

wort  , ,Versicherungsbei t räge" S. 387; vgl .  Eschenbruch, Der Unterhal tsprozess, 2.

Auf l  ,  Rn 5571 und 5572 m.w.N. ) .

Die an die LI I  Bank zu entr ichtenden monat l ichen Zins- und Ti lgungs-

leistungen sind nicht vom einzusetzenden Einkommen des Klägers abzuziehen.

Regelmäßig werden ehel iche Schulden gemäß Zi f ler  15 der genannten

Unterhal tsr icht l in ien nur berücksicht igt ,  wenn sie die ehel ichen Lebensverhäl tn isse

g e p r ä g t h a b e n . D e r K | ä g e r h a t d a s D a r l e h e n d e r 5 B a n k n a c h d e r

Trennung von seiner Ehefrau aufgenommen. Mithin hat die durch diese

Darlehensaufnahme verursachte Belastung mit  monat l ichen Ratenzahlungen die

ehel ichen Lebensverhäl tn isse nicht  geprägt.  Die Berücksicht igung dieser Raten

entspr icht  auch nicht  der Bi l l igkei t .  Der Kläger wi l l  den Darlehensvertrag zur

Deckung der Aufwendungen eingesetzt  haben, die durch die Einr ichtung eines

neuen Hausstandes erforder l ich geworden sind. Grundsätzl ich regel t  s ich die

Vertei lung des Hausrats bei  Getrennt leben nach S 1361 a BGB. Der Klägerwi l l  bei

Trennung von seiner Famil ie dieser nahezu den gesamten Hausrat  über lassen

haben. Er kann sich aber ohne entsprechende Vereinbarung mit  seiner Ehefrau

n ich t  e inse i t ig  se iner  Rechte  gemäß S 1361 a  BGB h ins ich t l i ch  des  Hausra ts

begeben, anderersei ts bei  der Berechnung seiner Unterhal tsverpf l ichtung

gegenüber seinen Kindern die Aufwendungen für die Anschaffung neuer

Hausratsgegenstände mindernd in Anrechung br ingen

ln der Zei t  von Jul i  200'1 bis Apr i l  2002 zahl te der Klager für  seine drei  Kinder

insgesamt  monat l i ch  587,47  EUR = 1 . '148,99  DM,  fÜr  jedes  K ind  mi th in  je  '195 ,82

EUR = 383, - -  DM und fü r  d ie  Ehef rau  n ich ts .  Aus  dem Umstand,  dass  der  Be-

k lag te  zu  4)  in  der  se inem Schre iben vom 31.05  2001 (B l .  125)  be ige füg ten  Be-

- B
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rechnung den monat l i chen Unterha l t  fu r  jedes  der  d re i  K inder  mi t  378, - -  DM und

für die Ehefrau mit  15,--  DM errechnet hatte,  d ie tatsächl ich geleisteten Zahlungen

pro Kind sich um je 5,--  DM 1= je '113 des der Ehefrau zugeschr iebenen monat-

l ichen Unterhal tsanspruchs) gegenüber dem vom Beklagten zu 4) errechneten

Unterhal tsanspruch der Kinder erhöhte,  is t  zu schl ießen, dass das genannte

Schreiben des Beklagten zu 4) Grundlage der tatsächl ich geleisteten Unterhal ts-

zahlungen des Klägers war.

Auch der dem Schreiben vom 31.05.2001 beigefügten Berechnung lässt  s ich

keine Unricht igkei t  entnehmen. Unstrei t ig hat der Beklagte zu 4) dieser

Berechnung das vom Kläger von seinem damal igen Arbei tgeber im Kalender jahr

2OO1 erziel te Brut toeinkommen von 62.684,--  DM zugrunde gelegt.  Dies entspr icht

Zi f ler  l l1 der vom Oberlandesger icht  Frankfurt  am Main herausgegebenen

Unterhal tsgrundsätze (Stand: 01.07 .2001),  d ie wiederum auf der sogenannten

Düsseldorfer Tabel le und der Rechtsprechung des BGH sowie der der

Oberlandesger ichte beruhen.

Ohne Erfolg macht der Kläger gel tend, das in diesem Zei t raum an ihn gezahl te

Krankengeld müsse bei  der Berechnung des Unterhal ts seiner Kinder außer Be-

tracht bleiben.

Nach Zi f fer  l l5 der genannten Grundsätze ist  das Krankengeld dem Einkommen

des Klägers hinzuzurechnen (so auch Palandt/Dieder ichsen, BGB, 60. Auf l . ,  für

2001, S 1603 BGB Rn. 7) Gleiches gi l t  für  gezahl te Aufwandsentschädigungen.

Denn der Kläger hatte -  wie der für  ihn vom Beklagten zu 4) vorgenommenen

Berechnung vom 3'1.05.200'1 zu entnehmen ist  -  gel tend gemacht,  dass er ohne

Gefährdung seines eigenen angemessenen Unterhal ts außer Stande sei ,  den

Kindern  Unterha l t  zu  gewähren (S  1603 Abs.  1  BGB) .  Auf  S .  2  d ieser  Berechnung

bezeichnet er seinen Fal l  a ls , ,Mangelfal l "  wegen nicht  gewahrten Selbstbehal ts

von '1.SOO,--  DM monat l ich.  ln einem Mangelfal le aber hat der Unterhal tsver-

pf l ichtete al le verfügbaren Mit te l  für  den Unterhal t  seiner minder jähr igen unver-

he i ra te ten  K inder  e inzusetzen (S  1602 Abs.  2s .  l  BGB) .  H ie rzu  gehör i  auch d ie

von seinem Arbei tgeber gezahl te Aufwandsentschädigung. Soweit  der Kläger

qel tend macht,  bei  den in den Gehaltsabrechnungen seiner Arbei tgeber in aufge-

\J
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fuhf ten Aufwandsentschädigungen handele es s ich um eine Falschbezeichnung,

vielmehr habe seine Arbei tgeber in ihm tatsächl ich entstandene Aufwendungen

gegen Vor lage von Belegen erstat tet ,  kann er damit  n icht  gehört  werden, weshalb

es auch der Vernehmung der insoweit  vom Kläger angebotenen Zeugen nicht  be-

darf .  Denn die Arbei tgeber in des Kläger i  l ' ' " t  ihm ausweisl ich seiner Gehaltsab-

rechnungen für das Jahr 2001 sowohl Aufwandsentschadigungen geleistet  a ls

auch Auslagen erstat tet .  Letzteres ergibt  s ich aus den Abrechnungen für Juni

2001 (B l  39  d  A  ) ,  August  2001 (B l .  40R d .A. )  und fü r  November  2001 (B l  43R

d A )  Mi th in  l ieg t  ke ine  b loße Fa lschbeze ichnung in  den Lohnabrechnungen der

Arbei tgeber in vor,  v ie lmehr hat der Arbei tgeber genau zwischen Aufwandsent-

schädigung und Auslagen di f ferenziert .

Der Beklagte zu 4) handel te nicht  pf l ichtwidr ig,  indem er die Angaben der Lohnab-

rechnungen der Unterhal tsberechnung zugrunde legte.

Auch für den Abschluss des Prozessvergleichs vom 15.05.2004 ist  e in Bera-

tungsfehler des Beklagten zu 4) zu verneinen.

Aufgrund des am 15.05.2001 vor dem Amtsger icht  -  Famil ienger icht  -  Gießen

geschlossenen Vergleichs (Bl .  29 f .  d.A. 25 F l2\2l0l  Amtsger icht  Gießen) zahl te

der Kläger in der Zei t  von Mai 2002 bis Mai 2003 pro Monat für  d ie drei  Kinder

insgesamt  807, - -  EUR 1= 1 .578,35  DM) ,  p ro  K ind  mi th in  269, - -  EUR 1= 526,12

DM). Dies entsprach genau dem Mindestunterhal tsanspruch von 12 bis 17jähr igen

Kindern gegen den Unterhal tsverpf l ichteten mit  monat l ichen Einkünften bis '1.300,-

-  EUR nach der Düsseldorfer Tabel le 2002. Das zu Zi f fer  2.  Ausgeführte zu den

Einwendungen des Klägers gegen die Höhe der aufgrund der Beratung des

Beklagten zu 4) gezahl ten Unterhal tsbei t räge gi l t  auch hier.  Darüber hinaus ist  zu

berücksicht igen, dass durch den Vergleich vom 15.05.2002 eine Gesamtregelung

der durch die Scheidung des Klägers und dessen Ehefrau aufgetretenen

Anderungen der Vermögensverhäl tn isse getrof fen wurde. So wurde u.a.  e ine Eini-

gung über den Hausrat ,  den VW-Bus und den Versorgungsausgleich getrof fen.

Vor al lem aber fnachte die Ehefrau zur Sicherung eines Selbstbehal ts von 1.000,--

EUR monat l ich zu Gunsten des Klägers keinen eigenen Unterhal tsanspruch

gegen diesen gel tend. Dies al les zeigt ,  dass eine Gesamtregelung getrof fen

wurde,  be i  der  d ie  Unterha l tszah lung fü r  d ie  d re i  K inder  nur  e in  Punkt  war .  E ine
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etwaige Fehlberechnung dieses Unterhal tsanspruchs hätte nicht  dazu geführt ,

dass dem gesamten Vergleich die Grundlage entzogen worden wäre. Dies ge-

schah erst  durch den Ver lust  des Arbei tsplatzes des Klägers,  seine nachfolgende

Arbei ts losigkei t  und den ver lustreichen Neuanfang als Selbständiger.  Daher ist

nicht  feststel lbar,  dass der Vergleich vom '15.05.2002 der bei  seinem Abschluss

vorhandenen Rechtslage nicht  entsprochen hätte.

Die Kosten des Berufungsverfahrens nruss der Kläger t ragen, wei l  sein Rechts-

mit te l  ohne Erfolg gebl ieben ist  ($ 97 Abs 1 ZPO).

Der Ausspruch über die vor läuf ige Vol lstreckbarkei t  hat  seine Rechtsgrundlage in

SS 708 Nr .  '1  0 ,  713 ZPO.

Die Revis ion war nicht  zuzulassen, wei l  d ie Voraussetzungen hierfür gemäß S 543

Abs. 2 ZPO nicht  vor l ieoen.

Martenstein Z immer Landmann
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